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1.  Gesetz zur Schlichtung im Luftverkehr 
tritt zum 1.11.2013 in Kraft

Gerade zur Reisezeit passiert es häufi ger, dass Flüge überbucht sind, 
annulliert werden oder sich verspäten. Auch ist es nicht selten, dass 
Reisegepäck verloren geht oder beschädigt bzw. verspätet abgelie-
fert wird. In all diesen Fällen haben Fluggäste aus dem internatio-
nalen, europäischen und nationalen Recht umfangreiche Ansprüche 
gegen die Fluggesellschaft. 

Mit dem Gesetz zur Schlichtung im Luftverkehr bekommen Passa-
giere das Recht auf eine schnelle, kostenlose und effektive Schlich-
tung bei Streitigkeiten. Wenn Airlines die Ansprüche ihrer Kunden 
bei Verspätung, Annullierung oder Überbuchung und bei Gepäck-
schäden nicht erfüllen, wird die Schlichtungsstelle sich schnell und 
für den Fluggast grundsätzlich kostenlos um eine einvernehmliche 
Streitbeilegung bemühen. Die Neuregelungen sollen gewährleisten, 
dass Zahlungsansprüche bis zu 5.000 € mithilfe der Schlichtungs-
stelle durchgesetzt werden können.

Voraussetzung für das Funktionieren der Schlichtung ist ihre Akzep-
tanz durch die Luftfahrtunternehmen. Diese sind nicht gezwungen 
die Schlichtungsvorschläge anzuerkennen. Deshalb setzt das Gesetz 
zunächst auf eine freiwillige Schlichtung durch privatrechtlich, d. h. 
durch die Luftfahrtunternehmen organisierte Schlichtungsstellen. 

Erfüllen sie die gesetzlich festgelegten Anforderungen, insbesondere 
an die Unparteilichkeit der Stelle und die Fairness des Verfahrens, 
können sie von der Bundesregierung anerkannt werden. Unterneh-
men, die sich nicht freiwillig an der Schlichtung beteiligen, werden 
einer behördlichen Schlichtung beim Bundesamt für Justiz überant-
wortet. Das Verfahren ist für den Fluggast zunächst kostenlos.

Die im Bundesverband der Deutschen Luftverkehrswirtschaft e. V. 
(BDL) zusammengeschlossenen deutschen und die in dem Board of 
Airline Representatives in Germany e. V. (BARIG) organisierten aus-
ländischen Fluggesellschaften haben sich zur freiwilligen Teilnahme 
an einer Schlichtung bereit erklärt. Auch von den großen, nicht in 
einem Verband organisierten ausländischen Airlines gibt es positive 
Signale zur Teilnahme. 

Das Gesetz tritt am 1.11.2013 in Kraft. Alle ab diesem Zeitpunkt 
entstehenden Fluggastansprüche können dann geschlichtet werden.

2.  Flug mit Anschlussfl ügen – Ausgleichsan-
spruch bei verspäteter Ankunft 

Die Fluggäste eines Flugs mit Anschlussfl ügen müssen entschä-
digt werden, wenn ihr Flug am Endziel mit einer Verspätung von 
3 Stunden oder mehr ankommt. Die Tatsache, dass die ursprüngliche 
Verspätung des Flugs die vom Unionsrecht festgelegten Grenzen 
(3 Stunden) nicht überschritten hat, wirkt sich nicht auf den Aus-
gleichsanspruch aus. Das entschieden die Richter des Europäischen 
Gerichtshofs (EuGH) in ihrem Urteil vom 26.2.2013.

Die Verordnung über Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen 
für Fluggäste gewährt ihnen grundsätzlich Unterstützung während 
der Verzögerung ihres Flugs. Der EuGH hatte in einem früheren Ur-
teil vom 19.11.2009 bereits entschieden, dass auch Fluggäste, de-
ren Flug sich verspätet hat, Ausgleichszahlungen erhalten können 
– auch wenn dieser Anspruch von der Verordnung nur im Fall der 
Annullierung von Flügen ausdrücklich gewährt wird –, sofern sie ihr 
Endziel 3 Stunden oder mehr nach der planmäßigen Ankunft errei-
chen. Eine solche pauschale Ausgleichszahlung, die in Abhängigkeit 
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von der Entfernung des Flugs zwischen 250 € und 600 € beträgt, 
wird anhand des letzten Zielorts bestimmt, an dem der Fluggast spä-
ter als zur planmäßigen Ankunftszeit ankommt.

In dem am 26.2.2013 entschiedenen Fall verfügte ein Fluggast über 
eine Buchung für einen Flug von Bremen (Deutschland) über Paris 
(Frankreich) und São Paulo (Brasilien) nach Asunción (Paraguay). 
Der Flug von Bremen nach Paris hatte von Beginn an Verspätung 
und startete fast 2,5 Stunden später. Folglich verpasste der Fluggast 
seinen Anschlussfl ug von Paris nach São Paulo und wurde auf einen 
späteren Flug mit demselben Zielort umgebucht. 

Aufgrund der verspäteten Ankunft in São Paulo verpasste der Flug-
passagier den ursprünglich geplanten Anschlussfl ug nach Asunción 
und kam dort erst mit einer Verspätung von 11 Stunden gegenüber 
der ursprünglich geplanten Ankunftszeit an.

In dem Urteil weist der EuGH zunächst darauf hin, dass Gegenstand 
der Verordnung die Gewährung von Mindestrechten für Fluggäste 
ist, die mit 3 verschiedenen Situationen konfrontiert sind: der Nicht-
beförderung gegen ihren Willen, der Annullierung des Flugs und 
schließlich der Verspätung des Flugs.

Sodann verweist der Gerichtshof auf seine Rechtsprechung, wonach 
Fluggäste von verzögerten Flügen, die eine große Verspätung erlei-
den – d. h. eine Verspätung von 3 Stunden oder mehr –, wie Fluggä-
ste, deren ursprünglicher Flug annulliert wurde und denen das Luft-
fahrtunternehmen keine anderweitige Beförderung anbieten kann, 
einen Ausgleichsanspruch haben, da sie in ähnlicher Weise einen 
irreversiblen Zeitverlust und somit Unannehmlichkeiten erleiden. 

Da diese Unannehmlichkeiten im Fall verspäteter Flüge bei der 
Ankunft am Endziel eintreten, muss das Vorliegen einer Verspä-
tung anhand der planmäßigen Ankunftszeit am Endziel, also am 
Zielort des letzten Flugs, beurteilt werden.

3. Nachbesserungsverlangen beim 
Kauf eines Neuwagens

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat sich am 6.2.2013 in einer Ent-
scheidung mit der Frage zu befassen, ob sich der Käufer eines Neu-
wagens noch auf die fehlende Fabrikneuheit des Fahrzeugs beru-
fen kann, wenn er die Abnahme des an Lackierung und Karosserie 
beschädigten Fahrzeugs nicht generell abgelehnt, sondern zunächst 
eine Beseitigung der Schäden verlangt hat und diese anschließend 
nur unzureichend gelungen ist. 

Im entschiedenen Fall bestellte ein Käufer bei einem Autohändler 
einen Neuwagen zum Preis von 39.000 €. Bei Auslieferung verwei-
gerte er die Annahme des Fahrzeugs wegen Schäden an der Lackie-
rung und der Karosserie und verlangte Nachbesserung. Gestützt auf 
ein Sachverständigengutachten, das die daraufhin vorgenommene 
Nachbesserung für nicht ordnungsgemäß erachtet hatte, lehnte er 
eine Übernahme des Fahrzeugs erneut ab und trat vom Vertrag zu-
rück. Der Käufer nahm den Händler auf Rückzahlung der geleisteten 
Anzahlung, Freistellung von den zur Finanzierung eingegangenen 
Darlehensverbindlichkeiten sowie Ersatz von Sachverständigenko-
sten in Anspruch.

Der BGH stellte in dem Urteil fest, dass der Käufer eines Neuwagens 
grundsätzlich erwarten kann, dass die von ihm verlangte Nachbes-
serung technisch den Zustand herbeiführt, der dem werksseitigen 
Auslieferungsstandard entspricht. Verlangt der Käufer eines Neuwa-
gens die Beseitigung von Mängeln, verzichtet er damit nicht auf 
die mit der Neuwagenbestellung vereinbarte Beschaffenheit einer 
Fabrikneuheit des Fahrzeugs. 

Wird durch die Nachbesserungsarbeiten ein Fahrzeugzustand, wie 
er normalerweise bei einer werksseitigen Auslieferung besteht, 
nicht erreicht, kann der Käufer vom Vertrag zurücktreten. 

Der als Beschaffenheit vereinbarte fabrikneue Zustand des Fahr-
zeugs ist ein maßgeblicher Gesichtspunkt bei der Kaufentscheidung 
und spielt auch wirtschaftlich eine Rolle, da Fahrzeuge, die nicht 
mehr als fabrikneu gelten, mit deutlichen Preisabschlägen gehandelt 
werden.

4.  Rücktritt vom Kaufvertrag wegen 
zu viel Kraftstoffverbrauch

Ein Käufer kann vom Kaufvertrag zurücktreten, wenn der gekaufte 
Neuwagen auch unter Testbedingungen über 10 % mehr Kraftstoff 
verbraucht als im Verkaufsprospekt angegeben. Das haben die Rich-
ter des Oberlandesgerichts Hamm am 7.2.2013 entschieden.

Er sei zum Rücktritt berechtigt, weil dem Fahrzeug eine Beschaffen-
heit fehle, die er nach dem Verkaufsprospekt habe erwarten dürfen. 
Der Käufer müsse zwar wissen, dass die tatsächlichen Verbrauchs-
werte von vielen Einfl üssen und der individuellen Fahrweise abhin-
gen und nicht mit Prospektangaben gleichzusetzen seien. Er könne 
aber erwarten, dass die im Prospekt angegebenen Werte unter Test-
bedingungen reproduzierbar seien.

Von dem vom Autohändler zurückzuzahlenden Kaufpreis ist allerdings 
ein Abzug zu machen, den der Käufer als Entschädigung für die bishe-
rige Fahrzeugnutzung zu leisten habe.

5.  UG (haftungsbeschränkt) – persönliche 
Haftung bei unrichtiger Firmierung

Nach ständiger höchstrichterlicher Rechtsprechung kann es zu ei-
ner Haftung des Handelnden führen, wenn dieser im Rahmen ge-
schäftlicher Verhandlungen oder bei Vertragsabschlüssen für eine 
GmbH die Firma unter Weglassen des Zusatzes „Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung“ oder „GmbH“ zeichnet.

Durch die im GmbH-Gesetz (GmbHG) vorgeschriebene Aufnah-
me der Gesellschaftsform in die Firma soll dem Geschäftsgegner 
die Tatsache der beschränkten Haftung seines Verhandlungs- oder 
Vertragspartners deutlich vor Augen geführt werden. Wird die vom 
Rechtsverkehr erwartete Offenlegung unterlassen, werden unzutref-
fende Vorstellungen erweckt. Dadurch entsteht die Gefahr, dass der 
Geschäftsgegner Dispositionen trifft, die er bei Kenntnis des wahren 
Sachverhalts ganz oder in dieser Form unterlassen hätte.

Diese Grundsätze gelten entsprechend, wenn die Firma in Form der 
Unternehmergesellschaft unter Weglassen des im GmbHG zwingend 
vorgeschriebenen Zusatzes „Unternehmergesellschaft (haftungsbe-
schränkt)“ oder „UG (haftungsbeschränkt)“ gezeichnet wird. Ange-
sichts des Umstandes, dass die Unternehmergesellschaft mit einem 
nur ganz geringen Stammkapital ausgestattet sein kann, besteht 
sogar ein besonderes Bedürfnis des Rechtsverkehrs, dass hierauf 
hingewiesen wird. Aus Gründen des effektiven Gläubigerschutzes ist 
daher gerade auch hier eine entsprechende Haftung geboten.

In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) entschiedenen Fall schloss 
der Geschäftsführer einer Unternehmergesellschaft (haftungsbe-
schränkt) einen Werkvertrag über die Aufführung von Dach- und 
Fassadenarbeiten. Der Vertrag wurde mit der Firmenbezeichnung 
„GmbH u. G.“ unterzeichnet; der Auftraggeber leistete Vorschusszah-



lungen. Die Arbeiten wurden begonnen, aber nicht zu Ende geführt. 
Daraufhin kündigte der Auftraggeber und verlangte Schadensersatz. 

Der BGH kam zu dem Entschluss, dass der Geschäftsführer zur per-
sönlichen Haftung herangezogen werden kann, da er bei der Ver-
tragsunterzeichnung nicht den zwingend vorgeschriebenen Zusatz 
„UG (haftungsbeschränkt)“ verwendete. Mit der Firmenbezeichnung 
„GmbH u. G.“ wurde bei dem Vertragspartner der Anschein erweckt, 
dass es sich um eine GmbH handele und nicht um eine „Unterneh-
mergesellschaft (haftungsbeschränkt), die bereits mit einem gerin-
gen Stammkapital gegründet werden kann (hier: 100 €).

6.  BGB-Gesellschafter – Haftung
für Darlehensrückzahlung

Nach einem Beschluss des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 
23.1.2013 hat der Darlehensgeber bei der Gewährung eines Dar-
lehens gegenüber einer BGB-Gesellschaft gegen sämtliche Gesell-
schafter einen gesamtschuldnerischen Rückzahlungsanspruch. Auch 
eine zwischenzeitliche Aufl ösung der BGB-Gesellschaft ändert da-
ran nichts.

Leistet ein Schuldner Teilzahlungen, so stellt dies ein Anerkenntnis 
im Sinne des BGB dar, mit der Folge, dass die Verjährung erneut zu 
laufen beginnt.

7.  Kein generelles Verbot von Hunde- und 
Katzenhaltung durch eine allgemeine 
Geschäftsbedingung 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte sich in seiner Entscheidung vom 
20.3.2013 mit der Frage befasst, ob eine Formularklausel in einem 
Wohnraummietvertrag wirksam ist, welche die Haltung von Hunden 
und Katzen in einer Mietwohnung generell untersagt. 

In dem Fall aus der Praxis war in dem Mietvertrag mit einer Ge-
nossenschaft als „zusätzliche Vereinbarung“ enthalten, dass das 
Mitglied verpfl ichtet sei, „keine Hunde und Katzen zu halten“. Der 
Mieter zog mit seiner Familie und einem Mischlingshund mit einer 
Schulterhöhe von etwa 20 cm in die Wohnung ein. Daraufhin wurde 
er von der Genossenschaft aufgefordert, das Tier binnen 4 Wochen 
abzuschaffen. Nachdem der Mieter der Aufforderung nicht nach-
kam, hat der Vermieter ihn auf Entfernung des Hundes aus der Woh-
nung und Unterlassung der Hundehaltung in Anspruch genommen.

Der BGH entschied jedoch, dass eine Allgemeine Geschäftsbedin-
gung des Vermieters, welche die Haltung von Hunden und Katzen in 
der Mietwohnung generell untersagt, unwirksam ist. Sie benachtei-
ligt den Mieter unangemessen, weil sie ihm eine Hunde- und Kat-
zenhaltung ausnahmslos und ohne Rücksicht auf besondere Fallge-
staltungen und Interessenlagen verbietet. 

Zugleich verstößt sie gegen den wesentlichen Grundgedanken der 
Gebrauchsgewährungspfl icht des Vermieters. Ob eine Tierhaltung 
zum vertragsgemäßen Gebrauch gehört, erfordert eine umfassende 
Interessenabwägung im Einzelfall. Eine generelle Verbotsklausel 
würde – in Widerspruch dazu – eine Tierhaltung auch in den Fällen 
ausschließen, in denen eine solche Abwägung eindeutig zugunsten 
des Mieters ausfi ele. 

Die Unwirksamkeit der Klausel führt nicht dazu, dass der Mieter 
Hunde oder Katzen ohne jegliche Rücksicht auf andere halten kann. 
Sie hat vielmehr zur Folge, dass die gebotene umfassende Abwä-

gung der im Einzelfall konkret betroffenen Belange und Interessen 
der Mietvertragsparteien, der anderen Hausbewohner und der Nach-
barn erfolgen muss. 

8.  Auskunftsanspruch eines abgelehnten 
Stellenbewerbers  

Ein abgelehnter Stellenbewerber hat nach einer Entscheidung des 
Bundesarbeitsgerichts (BAG) vom 25.4.2013 gegen den Arbeitgeber 
keinen Anspruch auf Auskunft, ob dieser einen anderen Bewerber 
eingestellt hat. 

Im entschiedenen Fall hatte eine 1961 in der russischen SSR gebore-
ne Bewerberin sich im Jahre 2006 auf die von einem Unternehmen 
ausgeschriebene Stelle eines/einer Softwareentwicklers/-entwickle-
rin erfolglos beworben. Das Unternehmen teilte ihr nicht mit, ob 
sie einen anderen Bewerber eingestellt hatte und gegebenenfalls, 
welche Kriterien für diese Entscheidung maßgeblich gewesen wa-
ren. Die Bewerberin behauptete, sie habe die Voraussetzungen für 
die ausgeschriebene Stelle erfüllt und sei lediglich wegen ihres Ge-
schlechts, ihres Alters und ihrer Herkunft nicht zu einem Vorstel-
lungsgespräch eingeladen und diskriminiert worden. Sie verlangte 
vom Unternehmen eine angemessene Entschädigung in Geld.

Einen Anspruch der Bewerberin auf Auskunft gegen das Unterneh-
men, ob dieses einen anderen Bewerber eingestellt hat und gegebe-
nenfalls aufgrund welcher Kriterien, sahen die Richter des Bundes-
arbeitsgerichts nach nationalem Recht nicht. Auf seine Vorlage an 
den Europäischen Gerichtshof (EuGH) hatte dieser mit Urteil vom 
19.4.2012 entschieden, dass sich ein solcher Auskunftsanspruch 
auch nicht aufgrund des Gemeinschaftsrechts ergibt, die Verwei-
gerung jedes Zugangs zu Informationen durch einen Arbeitgeber 
jedoch unter Umständen einen Gesichtspunkt darstellen kann, wel-
cher beim Nachweis der Tatsachen heranzuziehen ist, die eine Dis-
kriminierung vermuten lassen. 

Unter Zugrundelegung dieser Rechtsprechung des EuGH blieb die 
Entschädigungsklage vor dem BAG ohne Erfolg. Die Bewerberin hat 
zwar auf ihr Geschlecht, ihr Alter und ihre Herkunft hingewiesen, 
jedoch keine ausreichenden Indizien dargelegt, welche eine Benach-
teiligung wegen eines im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz ge-
nannten Grundes vermuten lassen und die zu einer Beweislast des 
Unternehmens dafür führen würden, dass kein Verstoß gegen die 
Bestimmungen zum Schutz vor Benachteiligungen vorgelegen hat. 
Auch die Verweigerung jeglicher Auskunft durch das Unternehmen 
begründete nicht die Vermutung einer unzulässigen Benachteiligung 
der Bewerberin. 

9.  Altersgrenzen in Betriebsvereinbarungen 

Altersgrenzen in Betriebsvereinbarungen, nach denen das Arbeits-
verhältnis mit Ablauf des Kalendermonats endet, in dem der Arbeit-
nehmer die Regelaltersgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung 
erreicht, sind wirksam. 

In einem vom Bundesarbeitsgericht am 5.3.2013 entschiedenen Fall 
war ein im Jahr 1942 geborener Arbeitnehmer seit 1980 in einem 
Unternehmen beschäftigt. Nach der von beiden Parteien unter-
zeichneten „Einstellungsmitteilung“ war das Arbeitsverhältnis auf 
unbestimmte Zeit geschlossen. Eine beim Unternehmen bestehende 
Gesamtbetriebsvereinbarung aus dem Jahr 1976 sah die Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses mit Erreichen des 65. Lebensjahres vor. 
Dieses vollendete der Arbeitnehmer im August 2007. Der Arbeitneh-
mer klagte nun gegen die Beendigung seines Arbeitsverhältnisses.



Die Bundesrichter kamen zu dem Entschluss, dass Gesamtbetriebs-
rat und Arbeitgeber in einer freiwilligen Gesamtbetriebsverein-
barung eine Altersgrenze für die Beendigung von Arbeitsverhält-
nissen regeln können. Die Grundsätze von Recht und Billigkeit sind 
gewahrt, wenn die Altersgrenze an den Zeitpunkt anknüpft, zu dem 
der Arbeitnehmer die Regelaltersrente aus der gesetzlichen Renten-
versicherung beziehen kann. Eine solche Regelung verstößt nicht 
gegen das Verbot der Altersdiskriminierung. Die Vereinbarung eines 
unbefristeten Arbeitsverhältnisses ist auch keine die Altersgrenzen-
regelung der Gesamtbetriebsvereinbarung verdrängende einzelver-
tragliche Abmachung. 

10.  Umgangsrecht – mehr Rechte für leibliche 
Väter im Interesse der Kinder

Mit dem Gesetz zur Stärkung der Rechte des leiblichen, nicht recht-
lichen Vaters sollen die Rechte leiblicher Väter, die sich Umgang mit 
ihrem Kind wünschen, gestärkt werden. Hat das Kind des leiblichen 
Vaters bereits einen rechtlichen Vater, sorgen die Neuregelungen 
künftig dafür, dass auch der leibliche Vater Kontakt zu seinem Kind 
haben kann, sofern er sich ernsthaft für sein Kind interessiert.

In Zukunft kommt es für das Umgangsrecht des leiblichen Vaters 
nicht mehr darauf an, dass bereits eine enge Beziehung zu dem Kind 
besteht. Entscheidend ist vielmehr, ob der leibliche Vater ein ernst-
haftes Interesse an seinem Kind gezeigt hat und ob der Umgang mit 
dem leiblichen Vater dem Kindeswohl dient.

Das Umgangsrecht des leiblichen Vaters ist an Hürden geknüpft, die 
sicherstellen, dass die Stabilität der sozialen Familie im Interesse des 
Kindes nicht unnötig gefährdet wird. Daher steht im Mittelpunkt 
stets die Frage, ob der Umgang dem Kindeswohl dient.

Neben dem Recht auf Umgang erhalten leibliche Väter künftig auch 
das Recht, Auskunft über die persönlichen Verhältnisse des Kindes 
zu verlangen, soweit das dem Wohl des Kindes nicht widerspricht. 
Bestehen Zweifel an der Vaterschaft, so kann diese Frage innerhalb 
des Umgangs- bzw. Auskunftsverfahrens geklärt werden.

11.  Scheidung – kein Trennungsjahr bei 
gemeinsamem Schlafzimmer

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) kann eine Ehe geschieden 
werden, wenn sie gescheitert ist. Die Ehe scheitert, wenn die Lebens-
gemeinschaft der Ehegatten nicht mehr besteht und nicht erwartet 
werden kann, dass die Ehegatten sie wiederherstellen. 

Der Begriff des „Scheiterns der Ehe“ setzt sich also aus zwei Kom-
ponenten zusammen: Es bedarf der Feststellung des Nichtbestehens 
der Lebensgemeinschaft der Ehegatten und darüber hinaus der Pro-
gnose, dass die Wiederaufnahme der Lebensgemeinschaft nicht er-
wartet werden kann. Eine Scheidung ist erst dann möglich, wenn die 
Ehegatten mindestens 1 Jahr lang getrennt gelebt haben.

Ehegatten leben getrennt, wenn zwischen ihnen keine häusliche Ge-
meinschaft besteht und ein Ehegatte sie erkennbar nicht herstellen 
will, weil er die eheliche Lebensgemeinschaft ablehnt. Der Begriff 
des „Getrenntlebens“ gründet danach auf drei Elementen, die zu-
sammentreffen müssen, nämlich objektiv die häusliche Trennung 
und subjektiv einmal der Wille zumindest eines Ehegatten, die häus-
liche Gemeinschaft nicht wiederherzustellen, und zum anderen des-
sen Motiv, die in der Ablehnung der ehelichen Lebensgemeinschaft 
besteht.

So besteht eine häusliche Gemeinschaft auch dann nicht mehr, wenn 
die Ehegatten innerhalb der Wohnung getrennt leben. Dies setzt je-
doch voraus, dass kein gemeinsamer Haushalt geführt wird und zwi-
schen den Ehegatten keine wesentlichen persönlichen Beziehungen 
mehr bestehen. Hiervon kann nicht ausgegangen werden, wenn die 
Haushaltsführung entsprechend der Arbeitsaufteilung zwischen den 
Ehegatten in wesentlichen Teilen aufrechterhalten wird.

In einem Urteil vom 7.12.2012 entschieden die Richter des Ober-
landesgerichts Köln, dass ein „Getrenntleben“ nicht vorliegt, wenn 
die Ehefrau noch die Wäschepfl ege für den Ehemann übernimmt, 
im Wesentlichen die Einkäufe für die Familie tätigt und auch das 
Schlafzimmer in der Ehewohnung noch gemeinsam genutzt wird. 

12.  Höhere Pfändungsfreigrenzen für 
Arbeitseinkommen ab 1.7.2013 

Ab dem 1.7.2013 werden die geschützten Beträge, die bei einer 
Zwangsvollstreckung in Forderungen und andere Vermögensrechte 
nicht gepfändet werden dürfen, erhöht. 

Die Pfändungsfreigrenzen für Arbeitseinkommen wird jeweils zum 
1.7. eines jeden zweiten Jahres an die Entwicklung des steuerlichen 
Freibetrags für das sächliche Existenzminimum angepasst. 

Ab dem 1.7.2013 beträgt der monatlich unpfändbare Grundbetrag 
1.045,04 € (bisher: 1.028,89 €). Dieser Betrag erhöht sich, wenn 
gesetzliche Unterhaltspfl ichten zu erfüllen sind, um monatlich 
393,30 € (bisher: 387,22 €) für die erste und um jeweils weitere 
219,12 € (bisher 215,73 €) für die zweite bis fünfte Person. Wenn 
Schuldner mehr verdienen als den pfändungsfreien Betrag, verbleibt 
ihnen vom Mehrbetrag ebenfalls ein bestimmter Anteil.

Basiszinssatz: seit 1.1.2013 = - 0,13 %, 1.1.2012 - 31.12.2012 = 0,12 %, 1.7.2011 – 31.12.2011 = 0,37 %
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Verbraucherpreisindex: 2013: April = 105,1; März = 105,6; Februar = 105,1; Januar = 104,5
2010 = 100 2012: Dezember = 105,0; November = 104,7; Oktober 104,6; 
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: 
  http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

  Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


